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Zwischenbilanz mit 
Licht und Schatten

Fünf Jahre Friedensabkommen in Kolumbien

Stefan Reith

Q
u

e
lle

: ©
 J

o
h

n
 V

iz
ca

in
o

, R
e

u
te

rs
.

Weitere Themen



94 Auslandsinformationen 2|2021

den Befürwortern (49,79 Prozent). Das Ergeb­
nis zeigte zum einen die große Indifferenz der 
kolumbianischen Bevölkerung bei einer zen­
tralen Entscheidung für die Zukunft des Landes 
und zum anderen die extreme Polarisierung und 
gesellschaftliche Spaltung zwischen Gegnern 
und Unterstützern des Friedensabkommens.

Im Zuge von Nachverhandlungen und Anpas­
sungen, insbesondere zu den Punkten ländliche 
Entwicklung, Opferentschädigung, politische 
Partizipation der FARC und Reintegration ehe­
maliger Guerillakämpfer, wurde das Vertragswerk 
schließlich nicht noch einmal einer Volksabstim­
mung unterzogen, sondern lediglich durch das 
Parlament verabschiedet. Der Geburt des Frie­
densabkommens haftete damit ein Legitimations­
defizit an, das seine Gegner bis heute anprangern. 
Auch wenn jüngste Umfragen eine gesellschaftli­
che Mehrheit für die Umsetzung des Abkommens 
zeigen, so bleibt der Friedensprozess im Jahr vor 
den nächsten Parlaments- und Präsidentschafts­
wahlen 2022 Gegenstand heftiger Kontrover­
sen und polarisiert die Politik und Gesellschaft 
Kolumbiens.

Gewalt gegen die Zivilbevölkerung

Eine der größten Herausforderungen für den 
Friedensprozess ist die noch immer anhal­
tende Gewalt in vielen Regionen des Landes. 
Der kolumbianischen Regierung gelingt es nur 

2021 jährt sich zum fünften Mal der Abschluss des historischen  
Friedensabkommens der kolumbianischen Regierung mit der 
Guerillaorganisation Fuerzas Armadas Revolucionarias de 
Colombia (FARC). In der internationalen Berichterstattung 
bestimmen die Verzögerungen und vielfältigen Rückschläge 
auf dem Weg zu einem dauerhaften und nachhaltigen Frieden 
die Schlagzeilen. Bei aller Skepsis angesichts der weiter  
bestehenden Herausforderungen sind jedoch auch positive 
Entwicklungen zu beobachten, die den Friedensprozess  
zunehmend konsolidieren und unumkehrbar machen.  
Auf diesem Weg verdient Kolumbien die Solidarität und 
Unterstützung seiner internationalen Partner.

Der lange Weg zum Friedensvertrag

Mit der Unterzeichnung des Friedensvertrags 
am 24. November 2016 im Kolumbustheater in 
Bogotá erklärten die kolumbianische Regierung 
und die FARC einen bewaffneten Konflikt offizi­
ell für beendet, der in fünf Jahrzehnten fast eine 
Million Tote und über sieben Millionen Ver­
triebene verursacht hatte. Zentrale Punkte des 
umfassenden Abkommens waren eine Landre­
form, die politische Beteiligung der ehemaligen 
Guerilleros, der Waffenstillstand und die Ent­
waffnung der FARC, die Reduzierung des Drogen- 
anbaus und -handels, die Entschädigung der 
Opfer sowie die Übergangsjustiz, historische Auf­
arbeitung und Erinnerung. Eine Volksbefragung, 
die der damalige kolumbianische Präsident und 
spätere Friedensnobelpreisträger Juan Manuel 
Santos zur Legitimierung des Friedensabkom­
mens initiiert hatte, endete im Oktober 2016 
jedoch überraschend mit einem knappen Sieg 
der Gegner des Abkommens. Insbesondere die 
Anhänger des populären Ex-Präsidenten Álvaro 
Uribe (2002 bis 2010), der die FARC mit seiner 
Politik der „demokratischen Sicherheit“ massiv 
geschwächt hatte, kritisierten die vereinbarten 
Zugeständnisse an die Guerillaführer als zu weit­
gehend und forderten, dass diese für ihre Verge­
hen juristisch zur Rechenschaft gezogen werden 
müssten. Bei 63 Prozent Enthaltung erzielten die 
Gegner des Friedensabkommens eine hauch­
dünne Mehrheit von 50,21 Prozent gegenüber 
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Interessenvertreter ethnischer Gruppen sind 
besonders häufig Opfer von Mordanschlägen. 
In Kolumbien werden diese Personen als líderes 
sociales (gesellschaftliche Führungspersonen) 
bezeichnet. Allerdings ist dieser Oberbegriff 
nicht klar definiert, sodass die Mordstatistiken 
staatlicher Institutionen und von Organisationen 
der Zivilgesellschaft voneinander abweichen.2

262 Ex-Guerilleros wurden  
seit Abschluss des Friedens-
vertrags ermordet.

Alle Statistiken zeigen jedoch eine ähnliche Ten­
denz. Nach einem starken Rückgang der Gewalt 
in den Vorjahren ist seit 2018 wieder eine deut­
liche Zunahme von Mordanschlägen gegen die 
líderes sociales zu verzeichnen. In ihrem Bericht 
für das erste Quartal 2021 zählte die Mission 
zur Verifizierung des Friedensabkommens der 
Vereinten Nationen in Kolumbien über 400 
Todesopfer seit Unterzeichnung des Friedensver­
trags.3 Die kolumbianische Nichtregierungsorga­
nisation Instituto de Estudios para el Desarrollo 
y la Paz (INDEPAZ) zählt im gleichen Zeitraum 
sogar über 1.000 Mordopfer.4 Die meisten 
Morde unterliegen dabei einem bestimmten 
Muster. Nach VN-Angaben fanden 77 Prozent der 
Morde 2020 in ländlichen Gebieten statt. 96 Pro­
zent der Morde wurden in Gemeinden mit illega­
len Ökonomien, insbesondere Drogenproduktion 
und illegalem Bergbau, registriert. 45 Prozent der 
Morde ereigneten sich dabei in den im Friedens­
vertrag vereinbarten Sonderentwicklungsregio­
nen. Geografisch sind besonders die Regionen 
Chocó, Valle del Cauca und Cauca an der Pazifik­
küste, Putumayo an der Grenze zu Ecuador und 
Norte de Santander an der Grenze zu Venezuela 
betroffen. Die hohen Mord- und Gewaltinziden­
zen beschränken sich damit geografisch auf peri­
phere Regionen, die besonders stark von Armut, 
Informalität, illegalen Ökonomien und fehlender 
staatlicher Präsenz gekennzeichnet sind. Es sind 
diese Regionen, die für das langfristige Gelingen 
eines nachhaltigen Friedensprozesses besondere 
Bedeutung haben.

langsam, das von den FARC hinterlassene Macht­
vakuum zu füllen und die öffentliche Sicherheit zu 
garantieren. Gerade in den peripheren Gebieten 
abseits der urbanen Zentren kämpfen alte und 
neue kriminelle Gruppen erbittert um die Kon­
trolle von Territorien, Drogenschmuggelrouten 
und illegalen Ökonomien. Der Rückzug der zah­
lenmäßig größten Guerillabewegung, die weite 
Regionen des Landes kontrollierte, führte zu einer 
Fragmentierung des Konflikts mit hohen Opfer­
zahlen unter der Zivilbevölkerung. Insbesondere 
die Bewegung Ejército de Liberación Nacional 
(ELN) nutzte den Friedensvertrag, um den eige­
nen Einflussbereich auszuweiten. Hinzu kommen 
Splittergruppen der ehemaligen FARC, die sich 
dem Friedensprozess nicht angeschlossen oder 
sich von ihm abgewandt haben. Der prominen­
teste Fall ist unter dem Decknamen Iván Márquez 
bekannt, Unterzeichner des Friedensabkommens 
und einstige Nummer Zwei in der Kommando­
struktur der FARC. Márquez, der eigentlich einen 
der für die politische Nachfolgeorganisation der 
FARC bestimmten Sitze im Senat hätte über­
nehmen sollen, tauchte 2019 ab und betreibt 
seitdem unter dem Namen Segunda Marquetalia 
eine Neugründung der FARC. Neben der ELN 
und den Dissidentengruppen der ehemaligen 
FARC existiert mindestens ein Dutzend weiterer 
bewaffneter Gruppen, die im Gegensatz zu den 
beiden erstgenannten in der Regel jedoch keine 
überregionale Präsenz aufweisen.1

Die Konfliktlage in den Regionen ist äußerst 
komplex. Taktische und temporäre Bündnisse 
wechseln sich mit blutigen Revierkämpfen ab. 
Da die staatlichen Kapazitäten nicht ausrei­
chen, um dauerhaft in allen Regionen präsent 
zu sein, führen Militär und Polizei in der Regel 
gezielte Operationen durch, um Führungsper­
sonen der kriminellen Gruppen auszuschalten. 
Dies führt in vielen Fällen zu einer Zunahme 
der Gewalt, weil Konkurrenzkämpfe um die 
Nachfolge ausbrechen bzw. Nachfolger versu­
chen, ihre Machtposition durch brutale Gewalt 
zu festigen. Leidtragende sind in erster Linie 
die lokale Zivilbevölkerung und ihre Wortführer, 
die sich den illegalen Aktivitäten der bewaffne­
ten Gruppen entgegenstellen. Menschenrechts­
verteidiger, Umweltschützer, Journalisten und 
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versuchten Zwangsrekrutierungen statt oder 
sollen als abschreckendes Exempel zur Absiche­
rung der territorialen Kontrolle dienen. Für das 
Jahr 2021 registrierte INDEPAZ bis zum 4. April 
bereits 43 ermordete líderes sociales und Men­
schenrechtsverteidiger, 14 ermordete ehemalige 
FARC-Kämpfer und 26 Massaker.6

Diese bedrückenden Zahlen müssen im Kontext 
einer jahrzehntelangen Gewalt- und Konfliktge­
schichte betrachtet werden. So führte der Frie­
densvertrag zu einem drastischen Rückgang der 
hohen Zahl an Toten und Verletzten im Rahmen 
von Kampfhandlungen zwischen den FARC und 
den kolumbianischen Sicherheitskräften, sodass 
die Militärkrankenhäuser heute vergleichsweise 
leer sind. Die kolumbianische Regierung verweist 
zudem auf die seit Jahren sinkenden Mordraten. 
So verzeichneten die zuständigen Behörden im 
vergangenen Jahr mit 23,8 Morden pro 100.000 
Einwohner die niedrigste Mordrate seit 46 Jahren. 
Die landesweite Verteilung ist allerdings ungleich. 
In den 170 Gemeinden in den Sonderentwick­
lungsregionen, die als PDETs (Programas de 
Desarrollo con Enfoque Territorial) bezeichnet 
werden, liegt die Rate bei über 50, im Rest des 
Landes bei 18 Morden pro 100.000 Einwohner. 
Eine zentrale Herausforderung des Friedenspro­
zesses bleibt damit die Garantie der öffentlichen 
Sicherheit und die Durchsetzung des legitimen 
staatlichen Gewaltmonopols in den peripheren, 
ländlichen Gebieten – denn ohne ein Ende der 
Gewalt fehlt die Grundlage für einen langfristig 
erfolgreichen und nachhaltigen Friedensprozess 
in den betroffenen Regionen.

Ländliche Entwicklung und 
gesellschaftliche Reintegration

Sicherheit und Entwicklung bedingen sich gegen­
seitig. So ist Sicherheit eine wesentliche Voraus­
setzung für nachhaltige Entwicklung. Umgekehrt 
führt soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
aber auch zu mehr Stabilität und Sicherheit. Im 
Friedensvertrag wurden daher 16 Regionen 
mit insgesamt 170 Gemeinden als PDETs defi­
niert. Diese Territorien, die besonders durch 
Gewalt, Armut, illegale Ökonomien und eine feh­
lende Präsenz des Staates gekennzeichnet sind, 

Neben den Morden an den líderes sociales 
bereitet auch die Sicherheit der ehemaligen 
FARC-Kämpfer große Sorgen. Die VN-Mission 
zur Verifizierung des Friedensprozesses regis­
trierte seit Vertragsabschluss 262 ermordete 
Ex-Guerilleros, 59 versuchte Mordanschläge 
und 21 vermisste ehemalige Kämpfer.5 Hinter­
gründe sind oft Interessenkonflikte zwischen 
ehemaligen FARC-Kämpfern und den Dissi­
denten oder Versuche krimineller Banden, die 
ehemaligen Kämpfer erneut zu rekrutieren. Die 
prekäre Umsetzung der Sicherheitsgarantien des 
Friedensvertrags ist besonders sensibel. Denn 
die fehlende persönliche Sicherheit gefährdet 
die wirtschaftliche und gesellschaftliche Inte­
gration der ehemaligen Kombattanten. Die für 
ihren Schutz zuständige Sicherheitsbehörde 
verfügt bei allen Anstrengungen nicht über aus­
reichende Kapazitäten, um für alle gefährdeten 
Personen entsprechende Schutzmaßnahmen zu 
treffen. Über 1.000 Anträge auf Personenschutz 
sind nach VN-Angaben derzeit unbearbeitet.

Ohne ein Ende der Gewalt  
in den peripheren Gebieten 
fehlt die Grundlage für einen 
langfristig erfolgreichen und 
nachhaltigen Friedensprozess.

Die kritische Sicherheitslage in Teilen Kolum­
biens spiegelt sich auch in der zunehmenden 
Zahl von „Massakern“ wider – ein Begriff, der in 
Kolumbien für heftige Kontoversen sorgt, weil 
er rechtlich nicht definiert ist. Während Regie­
rungsinstitutionen den Begriff vermeiden und 
von „kollektivem Mord“ sprechen, definiert 
die Nichtregierungsorganisation INDEPAZ 
Massaker als gleichzeitigen Mord an mehr als 
drei unbewaffneten Personen. Die nationale 
Polizei registrierte im Pandemiejahr 2020 162 
dieser Gewalttaten, ein Anstieg um 42 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr (114) und die höchste 
Zahl seit 2011 (171). Die Hintergründe sind 
vielschichtig: Oft finden die Taten im Kontext 
von Drogenhandel, illegalen Ökonomien und 
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bereits abgeschlossen wurden und 151 weitere 
sich aktuell in der Umsetzung befinden. Dazu 
zählen Infrastrukturprojekte im Bereich Stra­
ßenbau, Strom- und Wasserversorgung oder der 
Bau von Schulen und Krankenstationen. Insbe­
sondere der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur ist 
von erheblicher Bedeutung, um die abgelegenen 
Regionen besser an die urbanen Zentren des 
Landes anzubinden. Denn die Reduzierung von 
Transportkosten und -zeiten sowie ein verbes­
serter Marktzugang machen die Landwirtschaft 
rentabler und stärken lokale Wertschöpfungs­
ketten. Damit wird der Anbau von legalen Agrar­
produkten im Vergleich zum illegalen Kokaanbau 

repräsentieren 36 Prozent des Staatsgebiets und 
rund 13 Prozent der Bevölkerung. Im Rahmen 
eines breiten Konsultationsprozesses wurden 
nach Regierungsangaben über 200.000 Bürger 
in den Planungsprozess für Entwicklungsprojekte 
einbezogen, um das krasse Entwicklungsgefälle 
zwischen Stadt und Land zu reduzieren und nach­
haltige Entwicklungsprozesse im ruralen Kolum­
bien anzustoßen. Über 32.000 Vorschläge und 
Initiativen wurden so gesammelt und anschlie­
ßend in konkrete Aktionspläne übertragen. Die 
Planungen sind auf 15 Jahre ausgerichtet. Der 
aktuelle Bericht der Verifizierungsmission der 
Vereinten Nationen stellt fest, dass 1.274 Projekte 

Historischer Augenblick: Der damalige kolumbianische Präsident Juan Manuel Santos und FARC-Anführer Rodrigo  
Londoño unterzeichnen im November 2016 in Bogotá den Friedensvertrag. Quelle: © Jaime Saldarriaga, Reuters.
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Investitionsanstrengungen der Regierung im 
Kontext der pandemiebedingten Wirtschafts­
krise hin. Zieht man internationale Beispiele 
wie die langsam verlaufende Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Ost- und Westdeutsch­
land, die über 30 Jahre nach der Wiedervereini­
gung noch nicht abgeschlossen ist, zum Vergleich 
heran, wird deutlich, dass nach dem Erreichen 
erster Etappenziele im fünften Jahr des Friedens­
prozesses noch ein langer Weg vor den Kolumbi­
anern liegt.

Ein wichtiges Schlüsselthema für eine nachhal­
tige ländliche Entwicklung und die Stabilisie­
rung des Friedens ist die Landfrage. Die extrem 
ungleichmäßige Landverteilung und die damit 
verbundene soziale Ungerechtigkeit waren 

attraktiver und wettbewerbsfähiger. Die freiwil­
lige Substitution von Kokapflanzen durch Kakao, 
Kaffee, Avocado, Ölpalmen etc. ist ein wesentli­
cher Baustein im Kampf gegen den Kokainhandel 
und die damit verbundene Gewalt.

Trotz sichtbarer Fortschritte beklagen Kritiker 
die schleppende Umsetzung der Entwicklungs­
projekte und eine dramatische Unterfinanzierung 
der PDETs. Die zuständige Friedenskommis­
sion im nationalen Kongress kritisierte, dass 
die Realisierung bei der aktuellen Umsetzungs­
geschwindigkeit vier Jahrzehnte in Anspruch 
nehmen würde. Der zuständige Beauftragte 
des Staatspräsidenten für die Stabilisierung und 
Konsolidierung des Friedensprozesses, Emilio 
Archila, wies im Gegenzug auf die gewaltigen 

Demobilisierter FARC-Kämpfer im Departamento del Caquetá: Dass der Großteil der Ex-Guerilleros die Rückkehr 
in ein ziviles Leben geschafft hat, ist einer der größten Erfolge des Friedensabkommens. Quelle: © Luis Jaime 
Acosta, Reuters.
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landwirtschaftliche Nutzflächen für die Gebiete, 
die den demobilisierten FARC zur Berufsaus­
bildung und Wiedereingliederung (Espacios 
Territoriales de Capacitación y Reincorporación, 
ETCR) zur Verfügung gestellt wurden. Ursprüng­
lich waren die ETCR als Übergangslösung 
angelegt, doch fast ein Drittel der ehemaligen 
Guerilleros hat sich dauerhaft niedergelassen, 
sodass sich die 24 landesweit existierenden ehe­
maligen ETCR inzwischen zu dauerhaften Dorf­
gemeinschaften entwickelt haben. Die Rückgabe, 
Verteilung und Legalisierung von Landeigentum 
ist ein langwieriger und komplizierter Prozess, 
für die Stabilisierung von Frieden und Entwick­
lung in den Regionen aber von entscheidender 
Bedeutung. Auch wenn inzwischen wichtige Fort­
schritte erzielt wurden, bleibt die Landfrage eine 
dringende Herausforderung.

Der greifbarste Erfolg im Friedensprozess sind 
die über 13.500 demobilisierten FARC-Kämpfer, 
darunter mehr als 3.000 Frauen, die sich im 
Prozess der wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Wiedereingliederung befinden. Nach 
Regierungsangaben halten sich 94 Prozent der 
FARC-Mitglieder, die die Waffen niedergelegt 
haben, an die Vereinbarungen des Friedens­
vertrags. Die Familien eingerechnet handele es 
sich um insgesamt 55.000 Personen, die direkt 
oder indirekt von staatlichen Wiedereinglie­
derungsprogrammen und Unterstützungsleis­
tungen profitierten, so Emilio Archila. Die VN 
schätzen, dass inzwischen 47 Prozent der ehe­
maligen Kämpfer in kollektiven oder individu­
ellen Unternehmensinitiativen tätig sind und 44 
Prozent auch die im Friedensvertrag geregel­
ten Unterstützungsleistungen erhalten haben. 
Die Wirtschaftsprojekte dienen der Schaffung 
legaler und nachhaltiger Einkommensalterna­
tiven und werden von der Regierung finanziell 
sowie durch technische Beratung gefördert. So 
sind inzwischen 135 Genossenschaften und 
Produktionsgemeinschaften entstanden, die 
eine wichtige Funktion bei der kollektiven wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Integration 
spielen. Die erfolgreiche Rückkehr in die Lega­
lität spiegelt sich auch darin wider, dass nach 
Regierungsangaben inzwischen 99 Prozent der 
ehemaligen Kämpfer Besitzer eines Bankkontos 

bereits in den 1960er Jahren entscheidende 
Ursachen für die Gründung der FARC und ande­
rer Guerillagruppen. Im Laufe des Konflikts wur­
den Zehntausende von Kleinbauern von ihrem 
Land vertrieben und der Landbesitz noch stär­
ker in den Händen weniger Großgrundbesitzer 
konzentriert. Untersuchungen zufolge kontrol­
liert derzeit ein Prozent der Bevölkerung circa 
81 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 
Im Friedensvertrag wurde vereinbart, dass der 
kolumbianische Staat einen Fonds mit drei Milli­
onen Hektar landwirtschaftlich nutzbarer Fläche 
bildet, um diese an Vertriebene, Opfer des Kon­
flikts und landlose Kleinbauern zu verteilen. Der­
zeit verfügt der Fonds über 1,2 Millionen Hektar. 
Bislang wurden etwa 100.000 Hektar an 8.000 
Familien verteilt.7 Kritiker bemängeln, dass 
ein Großteil der im Fonds registrierten Fläche 
formal zwar zur Verfügung steht, de facto aber 
längst besiedelt und in Nutzung ist. Wegen des 
schwach ausgebauten Katasterwesens ist Land­
besitz in Kolumbien oftmals nicht formalisiert. 
Der Auf- und Ausbau eines integralen Katasters 
ist deswegen ein wichtiges Element der ländli­
chen Entwicklung, das mit internationaler Unter­
stützung schrittweise vorangetrieben wird.

13.500 demobilisierte FARC- 
Kämpfer befinden sich im  
Prozess der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen  
Wiedereingliederung.

Fortschritte gibt es auch bei der Rückkehr ver­
triebener Familien auf ihren Grundbesitz. Die 
zuständigen Behörden berichten, dass bislang 
fast 400.000 Hektar an über 73.000 im Rah­
men des Konflikts enteignete Personen zurück­
gegeben und legalisiert wurden. Weitere 3,5 
Millionen Hektar, die an individuelle oder kol­
lektive Landbesitzer wie etwa vertriebene eth­
nische Gruppen zurückgegeben werden sollen, 
sind bereits registriert. Auch landwirtschaftli­
che Projekte der ehemaligen Kombattanten der 
FARC werden gefördert. So kauft die Regierung 
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der eigentlichen Urheber des Konflikts. Die ent­
setzlichen Verbrechen, die von paramilitärischen 
Gruppen an vermeintlichen FARC-Anhängern 
und der Zivilbevölkerung begangen wurden, bzw. 
die vielfach belegte Duldung oder gar Koordina­
tion zwischen Militär und paramilitärischen Ver­
bänden werden dagegen als Nebenerscheinung 
wahrgenommen.

Konfliktakteure, die ihre 
Schuld anerkennen und aktiv 
an der Aufklärung mitwirken, 
können von Strafnachlässen 
profitieren.

Auftrag der JEP ist theoretisch die Untersuchung 
und Aburteilung aller seit den 1960er Jahren bis 
zum Friedensvertrag begangenen Straftaten im 
Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt 
in Kolumbien. Sie konzentriert sich allerdings 
auf Fälle schwerer Menschenrechtsverletzun­
gen. Konfliktakteure, die ihre Schuld anerkennen 
und aktiv an der Aufklärung mitwirken, können 
von Strafnachlässen profitieren. Im Januar 2020 
stellte die JEP nach drei Jahren Arbeit ihren 
Untersuchungsbericht zum Fall 001, den von 
den FARC begangenen Entführungen, vor und 
klagte die Anführer der Guerilla wegen Kriegs- 
und Menschenrechtsverbrechen an. Diese 
schwere Anklage stellte einen Paukenschlag dar. 
Denn bis dahin hatten die FARC stets versucht, 
die über 20.000 dokumentierten Entführungen 
zwischen 1990 und 2016 als „Festnahmen“ zu 
legitimieren und die zum Teil jahrelange Folter 
und die unmenschlichen Bedingungen der Gei­
selhaft herunterzuspielen oder zu leugnen. Die 
überraschend klare und harte Position der JEP 
bei dem Thema Entführungen stärkte zunächst 
die Akzeptanz der Sonderjustiz bis ins rechte 
politische Lager der kolumbianischen Gesell­
schaft. Doch wenige Wochen später entlud sich 
erneut ein Sturm der Kritik, als die JEP im Fall 
003 die Zahl der sogenannten falsos positivos – 
ermordete Zivilisten, die von Militärangehörigen 
als im Kampf getötete Guerilleros ausgegeben 

und berechtigte Leistungsempfänger der staatli­
chen Gesundheitsversicherung sind. 85 Prozent 
zahlen zudem in die Rentenkasse ein. Dass der 
Großteil der demobilisierten Kämpfer weiterhin 
fest zum Friedensvertrag steht, nachhaltige Wirt­
schaftsprojekte und Einkommensmöglichkeiten 
entwickelt und damit die Rückkehr in ein ziviles 
Leben mit Zukunftsperspektiven geschafft hat, 
ist eines der bislang erfolgreichsten Kapitel des 
vielschichtigen Friedensprozesses.

Sonderjustiz, Versöhnung und 
historische Aufarbeitung

Ein wichtiges Kapitel des in Havanna ausgehan­
delten Friedensvertrags ist die Einrichtung des 
sogenannten ganzheitlichen Systems der Wahr­
heit, Gerechtigkeit, Wiedergutmachung und 
Nichtwiederholung. Dieses gliedert sich in drei 
Institutionen: die Sondergerichtsbarkeit für den 
Frieden (Jurisdicción Especial para la Paz, JEP), 
die Wahrheitskommission und die Spezialein­
heit zur Suche von vermissten Personen (Unidad 
de Búsqueda de Personas dadas por Desapare­
cidas, UBPD). Letztere sucht und identifiziert 
sterbliche Überreste mit Hilfe von DNA-Proben, 
um Familienangehörigen Gewissheit über das 
Schicksal ihrer Vermissten zu geben. In einigen 
Fällen gelingt auch die Zusammenführung von 
lebenden Familienangehörigen, die im Rahmen 
von Flucht und Vertreibung auseinandergerissen 
wurden. Die UBPD bearbeitet aktuell rund 9.000 
Suchanfragen und versucht, die Identität von ca. 
25.000 Personen festzustellen, deren sterbliche 
Überreste inzwischen gefunden wurden.

Im Zentrum der gesellschaftlichen Debatte steht 
vor allem die Übergangsjustiz. Im rechten politi­
schen Lager, insbesondere im Kreis der Anhän­
ger von Ex-Präsident Álvaro Uribe, wird die JEP 
scharf kritisiert und mit dem Vorwurf konfron­
tiert, die Richter würden mit den Ex-Guerilleros 
sympathisieren und die Täter schwerwiegender 
Verbrechen mit milden Strafen wie Hausarrest 
und Sozialarbeit davonkommen lassen. Nach 
Auffassung dieser Kritiker werden die Verge­
hen der staatlichen Sicherheitskräfte im Kampf 
gegen die Guerilla durch die Übergangsjustiz 
stärker in den Fokus gerückt als die Verbrechen 
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bergen, weil sie zu einer Neubewertung der 
Rolle des kolumbianischen Staates und seiner 
Sicherheitsakteure im Konflikt führen könnten. 
Insbesondere die Verquickung von Staat und 
Unternehmertum mit paramilitärischen Kräften 
dürfte dabei noch stärker in den Fokus geraten.

Herausforderungen und Perspektiven

Im März 2022 stehen in Kolumbien Parlaments­
wahlen und Ende Mai 2022 die nächsten Prä­
sidentschaftswahlen an. Präsident Iván Duque 
kann nicht erneut kandidieren, da die Verfassung 
eine direkte Wiederwahl ausschließt. Schon jetzt 
positionieren sich politische Parteien und Kan­
didaten für das demokratische Ringen um die 
Macht im nächsten Jahr. Das politische Kräfte­
verhältnis und der neue Präsident werden die 
weitere Entwicklung des Friedensprozesses ent­
scheidend prägen.

Zu Beginn seines letzten  
Amtsjahres setzte Präsident 
Duque zwei wichtige Ausrufe-
zeichen zur Unterstützung  
des Friedensprozesses.

Die Regierung Duque hinterlässt dabei eine 
gemischte Bilanz. Von ihren Kritikern in Kolum­
bien und in der internationalen Gemeinschaft 
wird ihr vorgeworfen, Lippenbekenntnisse 
abzugeben und die Vereinbarungen aus dem 
Vertrag von Havanna nur schleppend umzuset­
zen, indem zum Beispiel wichtige Bausteine des 
Vertragswerks wie die JEP oder die PDETs nicht 
ausreichend finanziert würden. Es ist richtig, 
dass die Regierung Duque unter ihrem Motto 
Paz con Legalidad (Frieden mit Legalität) stets 
darauf drängte, die Aufarbeitung der Verbrechen 
der Guerilla und die Opfer des Konflikts in den 
Vordergrund zu rücken. Entführung und Drogen­
handel sollten beispielsweise nicht als politische 
Delikte eingestuft werden. Zudem bestand die 
Regierung darauf, dass FARC-Vertreter, die nicht 
sämtliche illegal erworbenen Güter deklarieren 

wurden – vorläufig auf 6.402 bezifferte, deutlich 
mehr als die 3.259 vom Verteidigungsministe­
rium anerkannten Opfer. Die in Militärkreisen 
häufig vertretene Meinung, dass wenige „faule 
Äpfel“ in der Truppe für diese schweren Ver­
brechen verantwortlich seien, ist damit kaum 
noch haltbar. Die neuen Zahlen der JEP deuten 
vielmehr auf eine systematische Praktik hin, um 
militärische Erfolge im Kampf gegen die Guerilla 
vorweisen zu können. Besonders schwer verdau­
lich für die Anhänger von Ex-Präsident Uribe ist 
die Feststellung, dass der Großteil der falsos posi-
tivos zwischen 2002 und 2008 ermordet wurde, 
also unter Uribes Präsidentschaft und zu Zeiten 
seiner Politik der „demokratischen Sicherheit“. 
Denn diese wird nicht nur von seinen Unterstüt­
zern als entscheidend dafür angesehen, dass 
Kolumbien nicht zu einem failed state wurde, 
sondern die Guerilla schrittweise zurückdrängte 
und die Regierung die Kontrolle über weite Teile 
des Landes zurückgewann. Die Fälle 001 und 
003 machen deutlich, dass die akribische juris­
tische Aufarbeitung von Verbrechen, die von 
allen Konfliktparteien begangen wurden, für 
alle Beteiligten ein langwieriger, schmerzhafter 
und emotionaler Prozess ist. Weitere Urteile und 
gesellschaftliche Kontroversen werden folgen; 
doch für einen nachhaltigen Frieden ist dieser 
Prozess unabdingbar.

Ähnliches gilt für die Arbeit der Wahrheitskom­
mission unter der Leitung des Jesuitenpaters 
Francisco de Roux, dessen Bericht für November 
2021 mit Spannung erwartet wird. Die Kommis­
sion führt landesweite Anhörungen mit Opfern 
des Konflikts, zivilgesellschaftlichen Organisa­
tionen und staatlichen Vertretern durch, um ein 
umfassendes Bild zur historischen Aufarbeitung 
des Konflikts zu erstellen und zur nationalen Ver­
söhnung beizutragen. Für großes Interesse sorgte 
im März 2021 die Ankündigung von Rodrigo 
Londoño, ehemaliger Chef der FARC, und Salva­
tore Mancuso, ehemaliger Anführer der Parami­
litärs (Autodefensas Unidas de Colombia, AUC), 
gemeinsam in einer öffentlichen Anhörung der 
Wahrheitskommission umfassend auszusagen. 
Beobachter gehen davon aus, dass diese Aussa­
gen sowie der Bericht der Kommission enormen 
gesellschaftlichen und politischen Zündstoff 
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unternommen, um den Friedensprozess vor­
anzutreiben. Selbst in der pandemiebedingten 
Wirtschaftskrise hat sie erhebliche finanzielle 
Ressourcen zur Verfügung gestellt und sogar 
Integrationsmaßnahmen für Ex-Guerilleros 
finanziert, die über die Verpflichtungen im 
Friedensvertrag hinausgehen, z. B. bei der Wei­
terzahlung monatlicher Unterstützungsgelder 
sowie beim Wohnungsbau. Die Fortschritte im 
Bereich der Opferentschädigung und Reintegra­
tion der über 13.000 ehemaligen Guerilleros sind 

und zur Entschädigung der Opfer übergeben, 
auch nicht in den Genuss von Strafnachlässen 
der JEP kommen sollten. Regierungsvertreter 
setzen die Richter der Sonderjustiz zudem mit 
öffentlichen Aussagen unter Druck, sodass die 
JEP und internationale Partner sich wiederholt 
genötigt sahen, die Äußerungen als Angriffe auf 
die Unabhängigkeit der Justiz zurückzuweisen.

Doch hat die Regierung Duque auf der ande­
ren Seite auch enorme Kraftanstrengungen 
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Friedensabkommens weiterbestehe. Und 30 Pro­
zent geben an, dass in ihrer Gemeinde nach wie 
vor eine oder mehrere bewaffnete Gruppen das 
Sagen haben. Berücksichtigt man, dass in den 
PDETs ca. 6,6 Millionen Kolumbianer leben, 
heißt das, dass mehr als eine Million Menschen 
auch nach dem Abkommen keinen Frieden sehen 
und knapp zwei Millionen unter der Autorität 
bewaffneter Gruppen leben müssen. Die Garan­
tie der öffentlichen Sicherheit und die nachhal­
tige Entwicklung dieser Regionen bleiben eine 
Daueraufgabe für die zukünftigen Regierungen 
des Landes.

Jüngste Umfragen zeigen  
eine gesellschaftliche Mehrheit 
für die Implementierung des 
Friedensvertrags.

In den ersten Monaten seines letzten Amtsjahres 
setzte Präsident Duque zwei wichtige Ausrufe­
zeichen zur Unterstützung des Friedensprozes­
ses. Zum einen bat er im Januar 2021 in einem 
Brief an den VN-Sicherheitsrat um eine Auswei­
tung des Mandats der VN-Verifizierungsmission. 
Zum anderen traf er sich auf Einladung der VN 
im März mit Rodrigo Londoño, dem ehemaligen 
Chef der FARC und Präsidenten der neubenann­
ten FARC-Partei Comunes, um die Perspektiven 
des Friedensprozesses zu besprechen. Aus gut 
unterrichteten Kreisen hieß es anschließend, 
Duque habe deutlich gemacht, dass seine Regie­
rung fest zum Friedensvertrag stehe. Londoño 
habe seine Sorgen wegen der prekären Sicher­
heitslage der Ex-Guerilleros zum Ausdruck 
gebracht, aber zugleich die erzielten Fortschritte 
anerkannt. Das Zustandekommen des Treffens 
hat eine positive Signalwirkung für die Zukunft 
des Friedensprozesses.

beachtlich. Die Zwischenbilanz der Sonderent­
wicklungszonen PDET ist dagegen durchwach­
sen. Neben sichtbaren Fortschritten bestehen 
fünf Jahre nach dem Friedenschluss noch große 
Herausforderungen, insbesondere im Bereich 
Sicherheit und Kampf gegen den Drogenanbau 
und -handel, wie eine umfassende Umfrage des 
Entwicklungsprogramms der Vereinten Natio­
nen (United Nations Development Programme, 
UNDP) kürzlich zeigte.8 Immerhin 18 Prozent 
der Befragten geben an, dass der Konflikt trotz 

Kokaplantagen nahe der Stadt Tumaco: 
Die Drogenindustrie bleibt der wichtigste 
Brennstoff für den Konflikt in Kolumbien. 
Quelle: © Luisa Gonzalez, Reuters.
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andere illegale Aktivitäten verstrickt und verfol­
gen längst kein ideologisches Ziel mehr, auch 
wenn ihre Propaganda in den sozialen Netzwer­
ken versucht, dieses Narrativ aufrechtzuerhalten. 
Gleiches gilt für die FARC-Dissidenten und die 
anderen bewaffneten Gruppen. Ihnen geht es in 
erster Linie um Gewinnmaximierung aus dem 
Drogenhandel sowie die Ausbeutung der natür­
lichen Ressourcen und der Bevölkerung in den 
von ihnen kontrollierten Gebieten.

Wichtigster Konfliktbrennstoff bleibt die Drogen­
industrie, für deren Bekämpfung die Regie­
rung noch keine effiziente Strategie gefunden 
hat. Trotz vehementer Kritik hat die Regierung 
Duque angekündigt, das Besprühen von Koka­
anpflanzungen mit Glyphosat aus der Luft wie­
deraufzunehmen. Studien belegen, dass diese 
Praktik lediglich kurzfristige Effekte hat, mit­
tel- und langfristig aber zu Neupflanzungen 
und örtlichen Verlagerungen des Anbaus führt. 
Zudem führen Kritiker Umwelt- und Gesund­
heitsschäden bei der örtlichen Bevölkerung 
sowie die enormen Kosten ins Feld. Sie fordern, 
die notwendigen finanziellen Mittel besser in 
Programme zur Förderung alternativer Agrar­
produkte, der Transportinfrastruktur und von 
Subsidien für Bauern zu investieren, die bereit 
sind, den Kokaanbau aufzugeben. Derzeit neh­
men bereits fast 100.000 Familien am natio­
nalen Förderprogramm zum Ersatz von Koka 
durch alternative Anbauprodukte (PNIS) teil. 
Offizielle Zahlen belegen für 2020 zwar eine 
leichte Reduzierung der Anbaufläche von Koka, 
zugleich aber eine Steigerung der Produktion 
und des Exports von Kokain. Die Eindämmung 
des Drogengeschäfts bleibt für künftige Regie­
rungen eine zentrale Herausforderung, für die 
es kein Patentrezept zu geben scheint, solange 
die internationale Nachfrage und Gewinnspanne 
hoch bleiben.

Entscheidend für das Gelingen eines nachhalti­
gen Friedens in Kolumbien ist auch der internati­
onale Kontext. Das verbrecherische Regime von 
Nicolás Maduro in Venezuela unterhält selbst enge 
Verbindungen zur kolumbianischen Drogenmafia, 
gewährt der ELN Rückzugsräume und Unterstüt­
zung und trägt nach Kräften zur Destabilisierung 

Noch ist nicht absehbar, welcher Präsident ab 
Mitte 2022 die Geschicke Kolumbiens leiten wird. 
Angesichts der niedrigen Zustimmungswerte 
von Präsident Duque und der sinkenden Popu­
larität seines politischen Ziehvaters Álvaro Uribe 
gehen Beobachter davon aus, dass die Chancen 
für einen rechtskonservativen Kandidaten, der 
zentrale Elemente des Friedensprozesses wie die 
JEP wieder grundlegend infrage stellen könnte, 
ungünstig sind. Das deckt sich mit jüngsten 
Umfragen, die eine gesellschaftliche Mehrheit 
für die Implementierung des Friedensvertrags 
zeigen. Bei allen bleibenden Herausforderungen 
scheint der Friedensprozess mit den FARC inzwi­
schen soweit konsolidiert, dass er „unumkehrbar“ 
geworden ist, wie Emilio Archila nicht müde wird 
zu betonen.

Die verbliebenen bewaffneten 
Gruppen verfolgen längst kein 
ideologisches Ziel mehr. Ihnen  
geht es in erster Linie um  
Gewinnmaximierung aus  
dem Drogenhandel.

Der Weg zu einem nachhaltigen, umfassenden 
Frieden bleibt dennoch schwierig und wird noch 
Jahrzehnte in Anspruch nehmen. Zwar hat sich 
mit den FARC einer der Hauptakteure aus dem 
Konflikt zurückgezogen, doch neben ELN und 
FARC-Dissidenten bleiben zahlreiche Gewalt­
akteure aktiv. Das aktuelle Konfliktszenario ist 
weitgehend fragmentiert, regionalisiert und 
entideologisiert. Politische Verhandlungen mit 
der ELN, deren Stärke in Sicherheitskreisen auf 
bis zu 5.000 Kämpfer geschätzt wird, erschei­
nen wenig aussichtsreich. Die Regierung Duque 
brach die noch unter Präsident Santos begonne­
nen Friedensverhandlungen ab, nachdem ein 
Bombenanschlag der ELN auf eine Polizeischule 
in Bogotá im Januar 2019 21 Todesopfer und 
zahlreiche Verletzte forderte. Ob es wieder zu 
substantiellen Verhandlungen kommen kann, 
ist fraglich. Die verschiedenen Fronten der 
ELN sind tief in Erpressung, Drogenhandel und 
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der Lage in Kolumbien bei. Zudem fungiert es als 
Einfallstor für die organisierte Kriminalität und 
autoritäre Mächte in der Region. Die Ende April 
2021 in Kolumbien ausgebrochenen Sozialproteste, 
denen eine tiefgreifende Wirtschafts-, Sozial-, 
Gesundheits- und Flüchtlingskrise zugrunde liegt, 
drohen einen langjährigen, demokratischen Sta­
bilitätsanker in der Region zu schwächen, wenn 
keine nachhaltige politische Lösung gefunden 
wird.9 Bei der Beseitigung der strukturellen Kon­
fliktursachen wie Armut, extremer Ungleichheit, 
Korruption und Drogenhandel benötigt Kolumbien 
einen langen Atem und die dringende Unterstüt­
zung seiner internationalen Partner.

Als OECD-Mitglied und einziger „globaler Part­
ner“ der NATO in Lateinamerika ist Kolumbien 
ein wichtiger, demokratischer Wertepartner für 
Deutschland und Europa. Das nach Brasilien und 
Mexiko – gemessen an der Bevölkerungszahl und 
Wirtschaftskraft – drittwichtigste Land Latein­
amerikas verfügt perspektivisch über enormes 
Potenzial. Die geopolitisch bedeutsame Lage 
an Atlantik und Pazifik, reichhaltige natürliche 
Ressourcen und eine entwicklungsfähige Agrar­
industrie machen Kolumbien zu einem gefrag­
ten internationalen Partner. Der wirtschaftliche 
Einfluss Chinas ist noch nicht so groß wie in den 
lateinamerikanischen Nachbarländern, gewinnt 
aber zusehends an Fahrt. Vor diesem Hinter­
grund sollten Deutschland und Europa die 
Unterstützung für den Friedensprozess und eine 
nachhaltige Entwicklung in Kolumbien weiter 
fortsetzen und die hierfür notwendigen finan­
ziellen Mittel als kluge Investition in eine Part­
nerschaft ansehen, die im Kontext einer sich 
verschärfenden internationalen Systemkonkur­
renz für die Allianz der liberalen Demokratien 
von hoher Bedeutung ist.

Stefan Reith ist Leiter des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Kolumbien.
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